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EG

Rudolf Hrbek

Das Vertragswerk von Maastricht: 
Die EG auf dem Weg zur Europäischen Union

Mit dem Maastrichter Abkommen vom Februar diesen Jahres soll der Integrationsprozeß 
in der Europäischen Gemeinschaft zu einer „Europäischen Union“ fortgesetzt werden. 

Welches sind die Elemente des Vertrages, der den Mitgliedstaaten nun zur Ratifizierung 
vorliegt? Welche Konsequenzen zeichnen sich für die einzelnen Politikbereiche

der Gemeinschaft ab ?

Der EG-Integrationsprozeß hat seit Mitte der achtziger 
Jahre erkennbar Fortschritte gemacht. Das Projekt 

der Vollendung des Binnenmarktes bis Ende 1992 zielt 
auf die Schaffung eines einheitlichen Wirtschaftsraums; 
seine Umsetzung ist recht weit vorangeschritten. Das be
zieht sich einerseits auf die gesetzgeberischen Entschei
dungen der Gemeinschaft und die Implementationsent
scheidungen der Mitgliedstaaten, andererseits auf Maß
nahmen insbesondere von Unternehmen, mit denen 
diese sich auf die neue Situation vorbereiten.

Einen Fortschritt stellt die Einheitliche Europäische 
Akte (EEA) von 1986 dar, mit der die EWG-Verträge er
gänzt und verändert wurden. Im Zusammenhang damit 
ist auch die unter deutscher Präsidentschaft 1988 er
folgte Beschlußfassung über das Delors-Paket zu nen
nen: Dieses enthält erstens eine Reform der Struktur
fonds, die aufgestockt und in ihren Vergabemodalitäten 
zugunsten strukturschwacher Mitgliedstaaten verbessert 
wurden. Zweitens beinhaltet es eine Reform der Agrarpo
litik durch Maßnahmen zur Drosselung der Produktion 
und drittens eine Reform des Finanzsystems, mit der die 
Manövrierfähigkeit der Gemeinschaft wenigstens für ei
nige Jahre vergrößert wurde.

Ein weiterer, wenn auch bescheidener Fortschritt ist in 
der im Dezember 1989 erfolgten Verabschiedung der 
Charta Sozialer Grundrechte sowie, darauf aufbauend, 
im sozialpolitischen Aktionsprogramm der Kommission 
zu sehen. Schließlich erfolgte die Aufnahme Portugals 
und Spaniens in den Kreis der Mitgliedstaaten; schon 
nach wenigen Jahren wird darin übereinstimmend eine 
Stärkung der Gemeinschaft gesehen. Das Stichwort ei
ner Vertiefung der Gemeinschaft steht seither kontinuier-
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lieh auf der Tagesordnung. Das im Dezember 1991 be
schlossene und im Februar 1992 Unterzeichnete Ver
tragswerk von Maastricht wird in diesem Zusammenhang 
als eine wichtige Wegmarke angesehen1.

Eine Reihe von Gründen hat zum Zustandekommen 
dieses Vertragswerks geführt. Da war zum einen die 
wachsende Einsicht, daß zu einem einheitlichen Wirt
schaftsraum auch eine Wirtschafts- und Währungsunion 
gehört und deshalb dieses seit langem projektierte Vor
haben realisiert werden müsse. Da eine Wirtschafts- und 
Währungsunion aber primär politische Qualität habe, sei 
sie, so die weitere Einsicht, durch eine Politische Union 
zu ergänzen. Von besonderer Bedeutung war sodann der 
Zusammenbruch kommunistischer Regime in Mittel- und 
Osteuropa sowie der Sowjetunion und die nachfolgenden 
tiefgreifenden politischen und wirtschaftlichen Verände
rungen in diesen Staaten. Die mittel- und osteuropäi
schen Staaten, vorrangig Polen, die CSFR und Ungarn, 
dann aber auch die Selbständigkeit erlangenden Staaten 
aus dem ehemaligen Verbund der Sowjetunion, orientier
ten sich nach Westen und richteten ihre ökonomischen, 
aber auch politischen Erwartungen vorrangig auf die EG. 
Um diesen Erwartungen entsprechen zu können, wurde 
eine Konsolidierung der Gemeinschaft als unerläßlich 
angesehen. Ein besonderer Faktor war die Wiederverei
nigung Deutschlands. Es galt, das vereinigte Deutsch
land dauerhaft und verläßlich in einen internationalen 
Verbund einzugliedern und damit die Westbindung der 
Bundesrepublik zu bestätigen. In diesem Ziel stimmten 
sowohl alle ausschlaggebenden politischen Kräfte der

' Der Vertragstext ist abgedruckt im Bulletin des Presse- und Informati
onsamtes der Bundesregierung Nr. 16 vom 12. 2. 1992. Erste Würdi
gungen geben Wolfgang W e s s e l s :  Maastricht: Ergebnisse, Be
wertungen und Langzeittrends, in: Integration 1/1992, S. 2-16; Otto 
S c h m u c k :  Der Maastrichter Vertrag zur Europäischen Union. Fort
schritt und Ausdifferenzierung der europäischen Einigung, in: Europa- 
Archiv 4/1992, S. 97-106. Über zwei Tagungen, die sich mit dem Ver
tragswerk von Maastricht befaßt haben, wird in der Zeitschrift Integra
tion 2/1992 berichtet werden.
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der Bundesrepublik Deutschland als auch die Nachbar
staaten Deutschlands überein2. Schließlich galt es, neue 
Sicherheitsstrukturen nach dem Ende des Ost-West-Ge- 
gensatzes zu finden. Die sich abzeichnende deutliche 
Verringerung des militärischen Engagements der USA in 
Europa stellte in diesem Zusammenhang eine zusätzli
che Herausforderung für die EG-Mitgliedstaaten dar.

Grundlagen des Maastrichter Abkommens

Vor diesem Hintergrund ist es nur verständlich, daß 
das Thema einer erneuten Vertiefung der Gemeinschaft 
seit 1989 ganz oben auf der Tagesordnung der Gemein
schaft stand. Um dieses Ziel voranzutreiben, bedienten 
sich die EG-Staaten, wie schon in den achtziger Jahren, 
der Methode von Regierungskonferenzen sowie der Er
gänzung und Änderung der Verträge. Dabei konnten sie 
unmittelbar an die Einheitliche Europäische Akte3 an
knüpfen. In ihr hatten sich die Mitgliedstaaten verpflich
tet, „gemeinsam zu konkreten Fortschritten auf dem Weg 
zur Europäischen Union beizutragen“. Damit hatten sie 
dem EG-Integrationsprozeß zwar gemäß der Feierlichen 
Deklaration von Stuttgart vom 19. Juni 19834 erneut die 
Perspektive der Errichtung einer Europäischen Union ge
geben, die Einheitliche Europäische Akte sollte diese je
doch nicht konstituieren, sondern lediglich Schrittma
cherdienste leisten. Sie stellt deshalb, wie übereinstim
mend festgestellt wurde, auch nur ein bescheidenes 
Stück Integrationsfortschritt dar5. Der Aufgabenbereich 
der Gemeinschaft wird um die Bereiche Umwelt, For
schung und Technologie sowie Soziales (in ganz be
grenztem Umfang, nämlich auf die Verbesserung der Ar
beitsumwelt sowie den Dialog zwischen den Sozialpart
nern beschränkt) erweitert, eine Wirtschafts- und Wäh
rungsunion wird jedoch nicht errichtet. Die Reformen des 
Institutionen- und Entscheidungssystems bleiben margi
nal: Die Stärkung des Europäischen Parlaments mit dem 
Verfahren der Zusammenarbeit (einer Art zweiter Le
sung) beschränkte sich auf Entscheidungen zur Vollen
dung des Binnenmarkts und außerdem auf ein Zustim
mungsrecht zu Beitritts- und Assoziierungsabkommen. 
Maßnahmen im Bereich „Europa der Bürger“ , wie sie der 
Adonnino-Bericht vorgeschlagen hatte, werden -  nicht 
zuletzt aus Zeitknappheit -  nicht aufgenommen. Die Pra
xis der Europäischen Politischen Zusammenarbeit über

2 ln diesem Sinn äußerte sich der Europäische Rat auf seiner Sitzung 
in Straßburg im Dezember 1989, als er erklärte: „Wir streben eine Stär
kung des Zustands des Friedens in Europa an, in dem das deutsche 
Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. Dieser 
Prozeß ... muß auch in die Perspektive der europäischen Integration 
eingebettet sein.“ (Abgedruckt im Europa-Archiv 1/1990, S. D 14.)

3 Das Ratifikationsgesetz zur Einheitlichen Europäischen Akte ist ab
gedruckt in: Bundesgesetzblatt 1986 II, S. 1104.

4 Abgedruckt in Europa-Archiv 15/1983, S. D 420-427.

die Zusammenarbeit in der Außenpolitik wird vertraglich 
sanktioniert, aber substantiell nicht angereichert.

Das war die Grundlage für die beiden Regierungskon
ferenzen über die Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
die Politische Union. Die Verhandlungen waren schwie
rig, langwierig und kontrovers; sie fanden auf der Sitzung 
des Europäischen Rats im Dezember 1991 in Maastricht 
ihren Abschluß. Danach wurden die beiden Verträge inte
griert und Anfang Februar 1992 als „Vertrag über die Eu
ropäische Union“ in Maastricht unterzeichnet. Im Ver
gleich zur Einheitlichen Europäischen Akte stellt das Ver
tragswerk von Maastricht, wie im folgenden zu zeigen 
sein wird, einen substantiellen Integrationsfortschritt dar.

Grundpfeiler der „Europäischen Union“

Der Begriff der „Europäischen Union“ hat in der Dis
kussion um die Weiterentwicklung der Gemeinschaft 
eine wichtige Rolle gespielt6. Im Zusammenhang mit den 
von Frankreich Anfang der sechziger Jahre lancierten 
Vorstößen zur Schaffung einer „Politischen Union“ er
schien die „Union“ als eine bewußte Alternative zur „Ge
meinschaft“ . Galten für letztere supranationale Gestal
tungsprinzipien, wie sie in den Römischen Verträgen nie
dergelegt waren, so sollte die „Union“ durch „Intergouver- 
nementalität“ gekennzeichnet sein. Etwa zehn Jahre 
später, auf dem EG-Gipfel im Oktober 1972 in Paris, 
wurde der Begriff erneut verwendet und hat seitdem die 
europapolitische Debatte stark bestimmt. Die Teilnehmer 
der Gipfelkonferenz von Paris hatten es als ihr vornehm
stes Ziel bezeichnet, „die Gesamtheit der Beziehungen 
der Mitgliedstaaten... vor dem Ende dieses Jahrzehnts in 
eine Europäische Union umzuwandeln“.

Das Ziel klang sehr ehrgeizig, dabei war der Begriff al
les andere als eindeutig. Sahen die einen in ihm die Be
zeichnung für eine ganz bestimmte Struktur, beispiels
weise eine bundesstaatliche oder bundesstaatsähnliche 
Konstruktion, zu der die EG umgewandelt werden sollte, 
so war er für andere nur ein Slogan, der auf das Prozeß
hafte von Integration verweisen und dem Prozeß selbst 
Sporen geben sollte. Dabei überwiegt deutlich das Ver
ständnis, wonach Union vorrangig als Prozeß, nicht aber

5 Zur Interpretation der Einheitlichen Europäischen Akte vgl. Ru
dolf H r b e k ,  Thomas L ä u f e r :  Die Einheitliche Europäische Akte: 
Das Luxemburger Reformpaket: eine neue Etappe im Integrationspro
zeß, in: Europa-Archiv 6/1986, S. 173-184; Rudolf H r b e k :  EG-Re- 
form in kleinen Schritten, in: WIRTSCHAFTSDIENST 66. Jg. (1986),
H. 4, S. 172-178; Wolfgang W e s s e l s :  Die Einheitliche Europäi
sche Akte-Zementierung des Status quo oder Einstieg In die Europäi
sche Union?, in: Integration 2/1986, S. 65-79.

6 Zum Begriff der Union vgl. ausführlich Rudolf H r b e k ,  Heinrich 
S c h n e i d e r :  Die Europäische Union im Werden, in: Hans von  
d e r G r o e b e n ,  Hans M ö l l e r  (Hrsg.): Die Europäische Union 
als Prozeß, Baden-Baden 1980, S. 209-472.
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als eine bestimmte und letztlich auch rechtlich normierte 
Konstruktion zu verstehen sei7. Auch im Vertragswerk 
von Maastricht wird das Prozeßhafte von Integration an 
vielen Stellen deutlich erkennbar; nicht zuletzt überall 
dort, wo Revisionsklauseln und feste Termine für die 
Überprüfung bestimmter Regelungen genannt sind. Dar
über hinaus enthält das Vertragswerk aber eine ganze 
Reihe von Bestimmungen, die man durchaus als Struktur
elemente einer künftigen „Verfassungs-Ordnung“ einer 
sich zur Union weiterentwickelnden EG verstehen kann.

Dieser Doppelcharakter kommt gleich im ersten Arti
kel des Vertragswerks von Maastricht zum Ausdruck, 
wenn es heißt, daß durch diesen Vertrag „eine Europäi
sche Union“ gegründet werde und der Vertrag „eine neue 
Stufe bei der Verwirklichung einer immer engeren Union 
der Völker Europas“ darstelle. Die „Europäische Union“ 
(künftig: „Union“) genannte Vertragsschöpfung unter
scheidet sich von der Europäischen Gemeinschaft, in
dem sie über die drei bisherigen Gemeinschaften hinaus
geht. Zur Union gehören drei wesentliche Komponenten, 
die in der Diskussion vielfach „Pfeiler“ genannt werden: 
Den ersten Pfeiler stellen die drei Europäischen Gemein
schaften dar, die auf nochmals geänderten und ergänzten 
Verträgen beruhen; den zweiten Pfeiler bilden die Be
stimmungen über die Gemeinsame Außen- und Sicher
heitspolitik (GASP); die Bestimmungen über die Zusam
menarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres schließ
lich sind der dritte Pfeiler. Merkmal der beiden letzteren 
ist, daß sie im wesentlichen intergouvernementalen Cha
rakter haben; dabei ist jedoch unverkennbar, daß sie 
ganz eng an die Struktur des EG-Systems angegliedert 
sind.

Erweiterung der Gemeinschaftspolitik

Durch das Vertragswerk wird der Aufgabenbereich der 
Gemeinschaft beträchtlich erweitert. Außerdem erfährt 
das Institutionen- und Entscheidungssystem durch Hin
zufügung neuer Elemente eine deutlich komplexere 
Struktur.

Was die Erweiterung des Aufgaben- und Tätigkeitsbe
reichs der Gemeinschaft betrifft, so steht im Mittelpunkt 
zweifellos die Errichtung einer Wirtschafts- und Wäh
rungsunion8. Ziele sind feste Wechselkurse, eine einheit
liche Währung und die Festlegung und Durchführung ei
ner einheitlichen Geld- und Währungspolitik, die dem Ziel 
der Preisstabilität verpflichtet ist. Für das Zustandekom-

7 Vgl. dazu Rudolf H r b e k :  Die „Europäische Union" als unerfüll
bare integrationspolitische Daueraufgabe? Lehren aus dem Reform- 
Septennium der EG (1980-1987), in: M e s t m ä c k e r ,  M ö l l e r ,
S c h w a r z  (Hrsg.): Eine Ordnungspolitik für Europa. Festschrift für 
Hans von der Groeben, Baden-Baden 1987, S. 167-200.
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men der Währungsunion enthält der Vertrag Fristen: Spä
testens ab 1999 treten diejenigen Staaten in die Endstufe 
ein, die die Konvergenzkriterien erfüllen, wobei dieser 
Automatismus nicht für Großbritannien und Dänemark 
gilt.

Auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik legt die Gemein
schaft Grundzüge für die Wirtschaftspolitik der Mitglied
staaten fest und überwacht deren Einhaltung. Dazu ge
hört, den Mitgliedstaaten Empfehlungen zu geben und 
gegebenenfalls einen öffentlichen Tadel auszusprechen 
sowie Sanktionen, auch finanzieller Art, zu verhängen. 
Das Ziel der ganz festen Einbindung (ja Disziplinierung) 
der Mitgliedstaaten in den Gemeinschaftsrahmen ist un
verkennbar.

Der Teil des Vertrages, in dem die Politiken der Ge
meinschaft aufgeführt sind, ist um eine Reihe von Titeln 
ergänzt worden. Zum Aufgaben- und Tätigkeitsbereich 
der Gemeinschaft gehören nunmehr so unterschiedliche 
Bereiche wie allgemeine Bildung, Kultur, Gesundheitswe
sen, Verbraucherschutz, transeuropäische Netze, Indu
strie und Entwicklungszusammenarbeit. Damit wird nun 
keineswegs eine Gemeinschaftskompetenz zu Lasten 
der Mitgliedstaaten eingeführt. Vielmehr werden die ge
nannten Bereiche als Gemeinschaftsaufgaben verstan
den, an deren Bewältigung die Gemeinschaft, neben den 
Mitgliedstaaten, beteiligt wird. Das kann durch ganz un
terschiedliche Maßnahmen erfolgen, die primär darauf 
abzielen, die Aktivitäten der Staaten auf diesen Gebieten 
zu bündeln und zu konzertieren sowie finanziell zu unter
stützen. Auch wenn die Entscheidungskompetenz der 
Mitgliedstaaten weitestgehend ungeschmälert bleibt, so 
zielen die Bestimmungen auch hier darauf ab, die Staa
ten in all diesen Bereichen systematisch stärker in den 
Gemeinschaftsrahmen einzubinden. Die bereits in der 
Einheitlichen Europäischen Akte neu aufgenommenen 
Titel über Forschung und Technologie, Umwelt sowie 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt werden im 
Vertragswerk von Maastricht ergänzt.

Für den Bereich der Sozialpolitik wurde eine ganz 
neuartige, letztlich problematische Lösung gefunden. 
Daß es sich um einen außerordentlich sensiblen Bereich 
handelt, wurde bereits bei den Beratungen über die Euro
päische Charta Sozialer Grundrechte deutlich: Der im 
Dezember 1989 verabschiedete Text blieb weit hinter

8 Grundsätzliche Ausführungen, noch vor Maastricht, macht Hans 
T i e t m e y e r  : Währungsunion -  ein Weg ohne Umkehr, in: Integra
tion 1/1992, S. 17-24. Zwei in der Bewertung unterschiedliche Beiträge 
enthält die Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“ B 7-8/92: Elke 
T h i e l :  Europäische Wirtschafts- und Währungsunion. Von der
Marktintegration zur politischen Integration, S. 3-11; Rolf H. H a s s e :  
Europäische Zentralbank. Europäische Währungsunion ante portas?, 
S. 23-32.
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sehr viel ehrgeizigeren Entwürfen zurück; Großbritan
nien schließlich verweigerte selbst diesem Kompromiß
papier seine Zustimmung. Der Bereich der Sozialpolitik 
blieb auch diesmal kontrovers; die Sitzung des Europäi
schen Rates im Dezember 1991 drohte gar an diesem 
Element zu scheitern. Die schließlich gefundene Lösung 
ist nichts anderes als ein Anwendungsfall für das Prinzip 
abgestufter Integration9. Weil Großbritannien nicht bereit 
war, einer Ergänzung der Vertragsbestimmungen zum 
Bereich Sozialpolitik zuzustimmen, schlossen die elf üb
rigen Mitgliedstaaten ein gesondertes Abkommen, wel
ches dem Vertragswerk als Protokoll beigefügt ist. Als 
Dauerregelung wäre die hier gefundene Lösung, die 
zweifellos den erfolgreichen Abschluß der Sitzung des 
Europäischen Rates über das Vertragswerk maßgeblich 
gefördert hat, kaum tolerierbar, weil eine solche Konstruk
tion mit dem Charakter der EG als Rechtsgemeinschaft 
letztlich unvereinbar ist. Vielerorts wird damit gerechnet, 
daß nach den spätestens im Frühsommer 1992 abgehal
tenen Parlamentswahlen in Großbritannien die britische 
Regierung dem Abkommen beitritt, welches dann in den 
Vertrag integriert werden könnte.

Eine andere Sonderlösung ist mit der Einführung des 
sogenannten Kohäsionsfonds erfolgt. Er soll zu Vorha
ben in den Bereichen Umwelt und transeuropäische 
Netze auf dem Gebiet der Verkehrsinfrastruktur finanziell 
beitragen und bis Ende 1993 zur Verfügung stehen. In ei
nem Protokoll werden diejenigen Staaten genannt, die 
hier Finanzleistungen erwarten können. Es sind Staaten 
mit einem Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt von weniger als 
90% des Gemeinschaftsdurchschnitts, also Irland, Grie
chenland, Portugal und Spanien. Damit wird ein zusätzli
cher Mechanismus im Sinne eines Finanzausgleichs ge

9 Vgl. zu diesem Konzept Eberhard G r a b i t z  (Hrsg.): Abgestufte 
Integration. Eine Alternative zum herkömmlichen Integrationskonzept?, 
Kehl, Straßburg 1984.

schaffen, wie er in föderativ gegliederten Staaten üblich 
ist. Der Kohäsionsfonds unterstreicht im übrigen den 
Charakter des Vertragswerks von Maastricht als Paketlö
sung, die gerade auch schwächeren Mitgliedstaaten Vor
teile bringen muß.

Durch den Vertrag wird weiterhin eine Unionsbürger
schaft eingeführt. Mit ihr soll zunächst die volle Freizügig
keit, also ein Aufenthaltsrecht im gesamten Bereich der 
Union, unabhängig von der Ausübung einer Berufstätig
keit, verbunden sein. Des weiteren sollen die Unionsbür
ger das kommunale und das Wahlrecht zum Europäi
schen Parlament dort ausüben können, wo sie ihren 
Wohnsitz haben; beides bezieht sich sowohl auf das ak
tive als auch auf das passive Wahlrecht. Außerdem soll 
jeder Unionsbürger in Drittländern durch andere EG-Mit- 
gliedstaaten geschützt werden, falls sein eigenes Land 
nicht vertreten sein sollte. Schließlich wird jedem Unions
bürger ein Petitionsrecht beim Europäischen Parlament 
eingeräumt, und er hat die Möglichkeit, sich an den neu 
geschaffenen Bürgerbeauftragten (Ombudsmann) zu 
wenden.

Weitere Vertragselemente

Der zweite Pfeiler der Unionskonstruktion sind die Be
stimmungen über die gemeinsame Außen- und Sicher
heitspolitik (GASP). Das Ziel der Union ist hier, wie es in 
den einleitenden gemeinsamen Bestimmungen des Ver
trags heißt, „eine gemeinsame Außen- und Sicherheits
politik, wozu auf längere Sicht auch die Festlegung einer 
gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört, die zu gege
bener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen 
könnte“ .

□  Was die GASP betrifft, die, wie es der Vertrag formu
liert, von der Union und ihren Mitgliedstaaten verwirklicht 
werden soll, war die Frage von Mehrheitsabstimmungen
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strittig. Letztlich behält jeder Mitgliedstaat seinen Gestal
tungsspielraum bzw. eine Vetomöglichkeit; denn die 
Festlegung gemeinsamer Standpunkte in Fragen der 
GASP durch den Rat erfolgt einstimmig. Die Entschei
dung darüber, daß eine bestimmte Angelegenheit Ge
genstand einer gemeinsamen Aktion wird, erfolgt eben
falls einstimmig, wie auch in der Frage, über welche 
Details bei der Durchführung einer solchen Aktion mit 
qualifizierter Mehrheit entschieden werden kann. Es 
bleibt abzuwarten, wie sich diese komplizierten Bestim
mungen auf die Handlungsfähigkeit der EG-Mitglied- 
staaten und der Union auswirken werden.

□  Mit Blick auf das Ziel, zu einer gemeinsamen Verteidi
gungspolitik zu kommen, wird die Westeuropäische 
Union (WEU) zum integralen Bestandteil der Entwicklung 
der Union erklärt; Entscheidungen und Aktionen der 
Union mit verteidigungspolitischen Bezügen sollen von 
der WEU ausgearbeitet und durchgeführt werden. Diese 
Regelung könnte es neutralen Mitgliedstaaten der Union 
erleichtern, die Entwicklung einer Verteidigungspolitik 
stillschweigend mitzutragen. Die Mitgliedstaaten der 
Union, die noch nicht Mitglied der WEU sind, erhalten die 
Möglichkeit zum Beitritt; dies ist in einer besonderen Er
klärung der EG-Mitgliedstaaten, die zugleich der WEU 
angehören, festgelegt und dem Vertragswerk beigefügt 
worden. Was die NATO betrifft, so bleiben die Beziehun
gen und Verpflichtungen einzelner Staaten innerhalb die
ses Bündnisses durch die Bestimmungen über die GASP 
unberührt; in der dem Vertragswerk angefügten Erklä
rung wird es als Ziel bezeichnet, die WEU als Mittel zur 
Stärkung des europäischen Pfeilers der NATO zu ent
wickeln.

Der dritte Pfeiler der Union ist die Zusammenarbeit in 
den Bereichen Justiz und Inneres. Die jeweils zuständi
gen Behörden der EG-Mitgliedstaaten hatten in verschie
denen hier relevanten Bereichen bereits seit Jahren 
punktuell kooperiert, allerdings strikt intergouvernemen- 
tal. Da die Überzeugung gewachsen war, daß für viele 
Fragen auf diesem Gebiet Lösungen nur noch gemein
sam möglich sind, gab es Bestrebungen, die praktische 
Kooperation in echte Gemeinschaftszuständigkeit zu 
überführen. Das erfolgte jedoch nur für bestimmte 
Aspekte der Visapolitik (Festlegung der Liste der visum
pflichtigen Länder sowie Maßnahmen zur Visagestal
tung). Die folgenden Bereiche werden dagegen im Rah
men des dritten intergouvernementalen Pfeilers der 
Union geregelt: Asylpolitik, Kontrolle von Grenzüber
schreitungen, Einwanderungspolitik, Bekämpfung der 
Drogenabhängigkeit und der internationalen Kriminalität, 
Zusammenarbeit der Justiz in Zivil- und Strafsachen, Ko
operation im Zollwesen und schließlich die polizeiliche 
Zusammenarbeit, die auch die Bestrebungen zum „Auf

bau eines unionsweiten Systems zum Austausch von In
formationen im Rahmen eines Europäischen Polizeiamts 
(Europol)“ umfaßt. Die Mitgliedstaaten verpflichten sich 
auf diesen Gebieten zu gegenseitiger Information und 
Konsultation im Rat; sie können gemeinsame Stand
punkte festlegen, gemeinsame Maßnahmen beschließen 
und schließlich auch weitergehende Abkommen ausar
beiten, die den Mitgliedstaaten zur Ratifizierung empfoh
len werden.

Ausbau des EG-Entscheidungssystems

Im Bereich des gemeinschaftlichen Entscheidungssy
stems werden neue Gremien geschaffen sowie neue bzw. 
zusätzliche Verfahren festgelegt:

□  Hierunter fallen im Rahmen der Wirtschafts- und 
Währungsunion das Europäische System der Zentral
banken (ESZB) sowie die neue unabhängige Europäi
sche Zentralbank (EZB), die in der Endstufe die bisheri
gen Befugnisse der nationalen Notenbanken überneh
men soll.

□  Zusätzlich wird als neues Gremium -  ausdrücklich 
nicht unter die Organe der Gemeinschaft subsumiert -  
ein Ausschuß der Regionen eingeführt10, dessen Mitglie
derzahl und ihre Verteilung auf die zwölf Mitgliedstaaten 
den Regelungen für den Wirtschafts- und Sozialaus
schuß entspricht. Dieses Gremium soll territorialen Ein
heiten unterhalb der Ebene des Nationalstaats, die pau
schal „Regionen“ genannt werden (im deutschen Fall be
zieht sich das auf die Bundesländer), direkte Mitwir
kungsmöglichkeiten auf der Gemeinschaftsebene ge
ben. Der Ausschuß ist auf beratende Funktionen be
schränkt, ihm kommt allerdings ein eingeschränktes In
itiativrecht zu. Angesichts der Unterschiede, die die Re
gionen in den verschiedenen EG-Mitgliedstaaten hin
sichtlich ihres rechtlichen und politischen Status aufwei
sen11, bleibt abzuwarten, welche Rolle das neue Gre
mium spielen wird.

□  Die Rechte und die Stellung des Europäischen Parla
ments (EP) sind, wenn auch bescheiden, gestärkt wor
den. Mit der Einführung eines Vermittlungsverfahrens 
zwischen Rat und EP, unter Beteiligung der Kommission, 
und der Möglichkeit für das EP, Beschlüsse mit absoluter 
Mehrheit zu verhindern, hat das EP so etwas wie ein Mit
entscheidungsrecht bekommen; allerdings im Sinne el-

,0 Zum neugeschaffenen Ausschuß der Regionen äußert sich Rudolf 
H r b e k : Der Ertrag der „Verfassungsdebatte“ von Maastricht: Ein Er
folg für den Föderalismus und die deutschen Länder?, in: von  Baur ,  
M ü l l e r - G r a f f ,  Z u l e e g  (Hrsg.): Festschrift Börner, Köln 1992 (er
scheint Anfang Mai).

11 Vgl. zu diesen Unterschieden Christian E n g e l :  Regionen in der
Europäischen Gemeinschaft: Eine integrationspolitische Rollensuche,
in: Integration 1/1991, S. 9-20.
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ner Verhinderungsmacht. Bei der Bestellung der Kom
mission, insbesondere auch ihres Präsidenten, erhält das 
EP Mitwirkungsrechte über ein Zustimmungsvotum. Wei
terhin steht dem EP ein faktisches Initiativrecht zu; die
ses richtet sich an die Kommission. Die Bildung von Un
tersuchungsausschüssen, die Einführung eines förmli
chen Petitionsrechts und das neue Amt eines Bürgerbe
auftragten (Ombudsmann nach skandinavischem Vor
bild) stellen weitere punktuelle Innovationen dar, deren 
politische Wirkung abzuwarten bleibt.

□  Ein neues Gremium ist die in einer Erklärung zum 
Vertragswerk erwähnte Konferenz der Parlamente 
(„ASSISE“), die sich aus Vertretern des EP und der ein
zelstaatlichen Parlamente zusammensetzt12. Diese Kon
ferenz soll zu allen „wesentlichen Leitlinien der Europäi
schen Union gehört“ werden.

□  Ein ganz neues Gremium ist sodann ein aus hohen 
Beamten zusammengesetzter sogenannter Koordinie
rungsausschuß für die Zusammenarbeit in den Berei
chen Justiz und Inneres; er hat sein Vorbild zweifellos im 
Politischen Komitee der ehemaligen Europäischen Politi
schen Zusammenarbeit.

□  Entscheidungen über die künftige Zahl der Mitglieder 
der Kommission (mit Blick auf deren Arbeitsfähigkeit im 
Falle des Beitritts zusätzlicher Mitgliedstaaten) sowie 
des Europäischen Parlaments (mit Blick auf dessen Re
präsentativität, nicht zuletzt auch hinsichtlich der Vertre
tung der Bevölkerung in den fünf neuen Bundesländern13) 
wurden nicht getroffen; diese Fragen sollen bis Ende 
1992 geklärt sein.

□  Schließlich ist auf Artikel 138a hinzuweisen („Politi
sche Parteien auf europäischer Ebene sind wichtig als 
Faktor der Integration in der Union. Sie tragen dazu bei, 
ein europäisches Bewußtsein herauszubilden und den 
politischen Willen der Bürger der Union zum Ausdruck zu 
bringen.“), der auf die weitere Entwicklung einer Kompo
nente der transnationalen politischen Infrastruktur ver
weist14.

Konsequenzen des Abkommens

Wie sind nun diese Einzelregelungen insgesamt zu 
bewerten, und was ergibt sich für die weitere Entwicklung 
der Zwölfergemeinschaft, die künftig Union heißen wird? 
Der Charakter der EG als Verflechtungssystem15 hat sich 
verstärkt; das folgt, wie gezeigt wurde, aus der Einbezie-

' 2 Eine solche Zusammenkunft hat bereits im Vorfeld der beiden Regie
rungskonferenzen stattgefunden; das Gremium hat dabei die vom Eu
ropäischen Parlament vorgetragenen Forderungen unterstützt.

13 Die Bevölkerung der fünf neuen Länder wird im Europäischen Parla
ment durch 18 Abgeordnete vertreten, die allerdings nur den Status von 
Beobachtern haben.

hung immer weiterer Politikbereiche in den Gemein
schaftsrahmen. Auch für die Union gilt der Verflechtungs
charakter, denn die drei Pfeiler stehen nicht unverbunden 
nebeneinander. Die beiden intergouvernemental gepräg
ten Pfeiler sind sehr eng an die Struktur des EG-Systems 
angebunden, wenn sie auch (noch) nicht in diese einge
gliedert sind. Es gibt jedoch bereits eine Vielzahl von Ver
schränkungen und Überlappungen, auch Parallelitäten. 
So ist beispielsweise im Rahmen der GASP die Kommis
sion an den Arbeiten des Vorsitzes beteiligt und hat Initia
tivmöglichkeiten. Das Europäische Parlament wird ge
hört und erhält die Rolle eines Mitspielers. Das Politische 
Komitee, bestehend aus hohen Beamten der Außenmini
sterien, ist analog zum Ausschuß der Ständigen Vertreter 
eingerichtet. Schließlich ist der Rat das zentrale Gre
mium und der Europäische Rat die oberste Lenkungsin
stanz. Verschränkungen und Überlappungen sowie Par
allelitäten finden sich auch bei der Zusammenarbeit in 
den Bereichen Justiz und Inneres: Kommission und Eu
ropäisches Parlament sind einbezogen, und der Rat ist 
das zentrale Gremium für Konsultationen.

Die Staaten bleiben wie bisher Hauptträger der Union 
und ihrer Entwicklung. Aber sie nehmen ihre Aufgaben 
nicht isoliert, sondern im Rahmen der Gemeinschaft bzw. 
der Union gemeinsam mit anderen -  bei tendenzieller 
Bündelung oder gar Fusionierung -  wahr. Ihre Tätigkeit 
wird in immer mehr Bereichen auf den Unions-Kontext 
ausgerichtet. Dieser Zusammenhang hat noch einen an
deren Aspekt: Im Zuge ihrer immer stärkeren Ausrich
tung auf die Gemeinschaft bzw. die Union unterliegen die 
Staaten selbst einem Verfassungswandel, der parallel 
zum Prozeß einer „Verfassungsbildung“16 in der Union -  
denn darum handelt es sich in letzter Konsequenz -  er
folgt. Diese Implikationen für die Mitgliedstaaten werden 
zweifellos bei der ausstehenden Ratifizierung des Ver
tragswerks eine Rolle spielen. So wird beispielsweise in 
der Bundesrepublik die Frage aufgeworfen, ob Artikel 24, 
Absatz 1 GG die mit dem Vertragswerk von Maastricht 
einzugehenden Verpflichtungen noch trägt17. Eine andere 
kritische Frage bezieht sich auf die Industriepolitik: Be
deutet die Verpflichtung zur Industriepolitik nicht de facto

14 Hintergrund für die Aufnahme dieses Artikels ist das Bestreben der 
drei transnationalen Parteiföderationen der Christlichen Demokraten, 
Liberalen und Sozialdemokraten/Sozialisten, für ihre Arbeit Mittel der 
EG zu erhalten, analog der staatlichen Parteienfinanzierung.

15 Eine ausführliche Erläuterung des Konzepts, die EG als Verflech
tungssystem zu beschreiben und zu interpretieren, enthält: G r a 
b i t z ,  S c h m u c k ,  S t e p p a t ,  W e s s e l s :  Direktwahl und Demo
kratisierung. Eine Funktionenbilanz des Europäischen Parlaments 
nach der ersten Wahlperiode, Bonn 1988, S. 59-74.

16 Vgl. dazu Roland B i e b e r :  Verfassungsentwicklung und Verfas
sungsgebung in der Europäischen Gemeinschaft, in: Rudolf
W i l d e n m a n n  (Hrsg.): Staatswerdung Europas? Optionen für eine
Europäische Union, Baden-Baden 1991, S. 395-415.
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eine Änderung der Wirtschaftsverfassung des Grundge
setzes18? Auch die Gewährung des kommunalen Wahl
rechts an Ausländer erfordert eine Grundgesetzände
rung.

Eine wichtige Rolle bei der Ratifizierungsdebatte wird 
sicherlich auch die für dieses Jahr anstehende Frage des 
künftigen Finanz- und Haushaltssystems der Gemein
schaft spielen. Da die Gemeinschaft am Ende ihrer finan
ziellen Möglichkeiten angelangt ist, muß in diesem Jahr 
eine Neuregelung erfolgen. Die Kommission hat ihre 
diesbezüglichen Vorstellungen im Februar 1992 präsen
tiert19. Vom Umfang der Aufstockung des EG-Haushalts 
wird es letztlich abhängen, welche Aktivitäten die Ge
meinschaft auf den verschiedenen Gebieten, unter ihnen 
auch die neuen Bereiche gemäß dem Vertragswerk von 
Maastricht, ergreifen kann. Angesichts der sehr ange
spannten Haushaltslage in den meisten EG-Mitglied- 
staaten ist es fraglich, ob den Vorstellungen der Kommis
sion in vollem Umfang entsprochen wird.

Die Beratungen über das künftige Finanzsystem wer
den im übrigen ein erster Testfall für das Subsidiaritäts
prinzip20 sein, welches im Vertragswerk neu verankert 
wurde. Danach wird die Gemeinschaft in den Bereichen, 
die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur 
tätig, „sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezoge
nen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend erreicht werden können und daher wegen ih
res Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemein
schaftsebene erreicht werden können“. Jede Begren
zung des Finanzspielraums der Gemeinschaft würde ihre 
Gestaltungsmöglichkeiten nachhaltig einschränken.

„Europäische Verfassung“ als Ziel

Mit dem Vertragswerk von Maastricht wird der Integra
tionsprozeß in der EG fortgesetzt; der Prozeßcharakter, 
wie er im Begriff Union enthalten ist, wird erneut akzentu
iert. Das ergibt sich nicht zuletzt aus einer Reihe von Ter
minsetzungen und Revisionsklauseln. Eine Gesamtrevi-

17 So berichtet beispielsweise die Süddeutsche Zeitung vom 13. 2. 
1992, S. 11, über ein Gutachten des Bonner Völkerrechtlers Christian 
Tomuschat, wonach Artikel 24 GG nicht mehr ausreiche, um staatliche 
Substanz auf EG-Ebene zu übertragen. Auch Rupert Scholz, einer der 
beiden Vorsitzenden der gemeinsamen Verfassungskommission von 
Bundestag und Bundesrat, äußert diesbezügliche Zweifel; vgl. das 
Interview in der Stuttgarter Zeitung vom 29. 2. 1992, S. 5.

18 Eine solche Kritik hat der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesmi
nisterium für Wirtschaft öffentlich geäußert ; vgl. Bericht in der Frankfur
ter Allgemeinen Zeitung vom 24.2.1992, S. 13. Grundsätzliches zu die
sem neuen Tätigkeitsfeld der Gemeinschaft enthält der Beitrag von Joa
chim S t a r b a t t y ,  Uwe V e t t e r l e i n :  Europäische Technolo
gie- und Industriepolitik nach Maastricht, In: Aus Politik und Zeitge
schichte B 10-11/92, S. 16-24.

19 Das entsprechende Papier der EG-Kommission wird als Delors-Il- 
Paket bezeichnet. Der Text ist abgedruckt in: Vertretung der EG-Kom- 
mission (Hrsg.): EG-Nachrichten Nr. 3 vom 24. 2. 1992, Bonn.

sion des Vertragswerks von Maastricht ist für 1996 vorge
sehen; zu diesem Zeitpunkt soll eine weitere Regierungs
konferenz einberufen werden. Anders gesagt: Der müh
same und langwierige Prozeß der „Verfassungsbildung“ 
ist mit dem Vertragswerk von Maastricht nicht abge
schlossen, sondern nur eingeleitet worden. Die in diesem 
Vertragswerk beschriebene Union hat noch keine endgül
tige Gestalt angenommen, sondern ist auf Weiterentwick
lung angelegt. Über die Finalität des Prozesses werden 
im Vertragswerk keine Aussagen gemacht; dafür sind die 
europapolitischen Ziele und Leitvorstellungen der Mit
gliedstaaten nach wie vor zu unterschiedlich. Das zeigt 
nicht zuletzt die Weigerung Großbritanniens, den Begriff 
„föderativ“ für Struktur und Charakter der Union zu ak
zeptieren21. Dennoch kann es keinen Zweifel geben, daß 
die Union Merkmale föderativer Konstruktionen aufweist. 
Das erklärt auch, warum über eine etatistische Interpreta
tion der Union nachgedacht wird22.

Aus dieser Deutung des Vertragswerks ergibt sich, daß 
für den Beitritt neuer Mitglieder recht hohe Hürden exi
stieren. Die jetzt vorgenommene Vertiefung wird die Er
weiterung der Gemeinschaft insofern erschweren, als 
wohl nur sehr wenige europäische Staaten bereit und in 
der Lage sein werden, innerhalb relativ kurzer Zeit all die 
Bedingungen zu erfüllen sowie die Verpflichtungen zu 
übernehmen, die im Unionsvertrag normiert sind23. Ob
wohl der Vertrag die Offenheit der Union für alle europäi
schen Staaten erklärt, werden sich viele Beitrittsaspiran
ten auf längere Fristen einstellen müssen bzw. sie werden 
sich zusammen mit der Gemeinschaft um Arrangements 
bemühen müssen, die sie eng an die Gemeinschaft bzw. 
die Union anbinden, ohne ihnen schon in den nächsten 
Jahren den Status von Mitgliedern mit allen Rechten und 
Pflichten zu geben.

20 Vgl. zu diesem Thema Vlad C o n s t a n t i  n e s c o  : Subsidiarität: 
Zentrales Verfassungsprinzip für die Politische Union, in: Integration 
4/1990, S. 165-178; sowie Eberhard G r a b i t z :  Subsidiarität im 
Gemeinschaftsrecht, in: Bernhard V o g e l ,  Günter H. O e t t i n -  
g e r  (Hrsg.): Föderalismus in der Bewährung. Die deutschen Länder 
vor der Herausforderung fortschreitender EG-Integration, Köln 1992, S. 
139-149.

21 Während die ursprüngliche Formulierung lautete: „Dieser Vertrag 
stellt eine neue Stufe bei der schrittweisen Verwirklichung einer Union 
mit föderaler Ausrichtung dar“ , heißt es jetzt: „Dieser Vertrag stellt eine 
neue Stufe bei der Verwirklichung einer immer engeren Union der Völ
ker Europas dar, in der die Entscheidungen möglichst bürgernah getrof
fen werden.“

22 Um Möglichkeiten und Grenzen einer etatistischen Interpretation der 
Gemeinschaft und ihrer Entwicklung geht es in Rudolf W i l d e n 
ma n n  (Hrsg.): Staatswerdung Europas? Optionen für eine Europäi
sche Union, Baden-Baden 1991.

23 Als voraussichtlich erfolgreiche Beitrittsaspiranten gelten Österreich 
und Schweden, gegebenenfalls auch Norwegen und Finnland; die 
Schweiz stellt in mehrfacher Hinsicht einen schwierigen Sonderfall dar. 
Polen, die CSFRund Ungarn werden-jedenfalls mit Blick auf ihre öko
nomische Situation -  zweifellos länger auf einen Beitritt warten müssen. 
Sodann liegen noch Beitrittsgesuche von Malta, Zypern und der Türkei 
vor.
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